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Erste Durchführungsbestimmung 
zur Verordnung über die weitere Verbesserung der 
Arbeite- und Lebensbedingungen der Arbeiter und 

» der Rechte der Gewerkschaften.
— Erweiterung des Netzes der Einrichtungen 
des Gesundheitswesens in den Betrieben —

Vom 15. März 1954

Auf Grund des Abschnittes VI der Verordnung vom
10. Dezember 1953 über die weitere Verbesserung der 
Arbeite- und Lebensbedingungen der Arbeiter und der 
Rechte der Gewerkschaften (GBl. S. 1219) wird in Über­
einstimmung mit dem Bundesvorstand des Freien Deut­
schen Gewerkschaftsbundes folgende Durchführungs­
bestimmung erlassen: 

с
§ 1

(1) Die Erweiterung des Netzes und die Errichtung 
von Einrichtungen für die medizinische Betreuung der 
Werktätigen und für Mutter und Kind in den Betrieben 
(Nachtsanatorien, Polikliniken, Ambulatorien, Sanitäts­
stellen, Gesundheitsstuben und Kinderkrippen) sowie 
die Verbesserung der Ausstattung bereits bestehender 
Einrichtungen des Gesundheitswesens in den Betrieben 
erfolgen nach den vom Ministerium für Gesundheits­

wesen erlassenen Richtlinien (Anlage).

(2) Bei allen Fragen, die die Errichtung der unter 
Abs. 1 genannten Einrichtungen und ihre Verbesse­
rung betreffen, haben die zuständigen Organe der 
staatlichen Verwaltung und die Betriebsleitungen die 
medizinisch-fachliche Anleitung der für sie zuständigen 
Organe des staatlichen Gesundheitswesens einzuholen.

(3) Die volle Verantwortung der zuständigen Ministe­
rien, Staatssekretariate meG. und bei der örtlichen 
Wirtschaft der zuständigen Abteilungen des Rates des 
Bezirkes und des Kreises oder de' Gemeinde für die 
Planung der Errichtung und Verbesserung von Ein­
richtungen des Betriebsgesundheitswesens und für die 
Kontrolle der Planerfüllung bleibt hiervon unberührt

§ 2
(1) Die Betriebsleitungen arbeiten gemeinsam mit der 

Abteilung Gesundheitswesen des Kreises unter An­
hören der Betriebsgewerkschaftsleitungen ihre Vor­
schläge zur Verbesserung des Gesundheitsschutzes der 
Werktätigen aus. Bei Kinderkrippen ist außerdem die 
Abteilung Arbeit und Berufsausbildung beim Rat des 
Kreises zur Ausarbeitung der Vorschläge hinzuzu­
ziehen. Bei der Ausarbeitung dieser Vorschläge und 
bei deren Verwirklichung haben die Betriebsleitungen 
eng mit der Ständigen Kommission für Sozial- und 
Gesundheitswesen beim Rat des Kreises und deren 
Aktiv zusammenzuarbeiten.

(2) Die Vorschläge sind von der Betriebsleitung und 
von der Abteilung Gesundheitswesen beim Rat des 
Kreises mit kurzer Begründung an die ihnen über­
geordneten zuständigen Stellen weiterzuleiten.

§ 3 *
(I) Die Betriebsleitungen sind verpflichtet, der Ab­

teilung Gesundheitswesen beim Rai d>-s Kreises Mit­
teilung zu machen, wenn auf Grund einer Planauflage 
oder sonstiger gültiger Beschlüsse die Errichtung neuer 
oder die Verbesserung bestehender Einrichtungen des. 
Gesundheitswesens in den Betrieben (§ 1 Abs. 1) er­
folgen. Aus der Mitteilung muß die Höhe der zur Ver-


